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1. Fristen und Termine

Steuerzahlungstermine im Dezember:


   Fälligkeit
Ende der Schonfrist bei Zahlung durch


 
Überweisung (Wert-
Scheck/bar 


stellung beim Finanzamt)

Lohn- /Kirchensteuer
11.12.
14.12.
keine Schonfrist

Umsatzsteuer
11.12.
14.12.
keine Schonfrist

Einkommensteuer
11.12.
14.12.
keine Schonfrist

Körperschaftsteuer
11.12.
14.12.
keine Schonfrist

Zahlungstermine für Sozialversicherungsbeiträge im Dezember: 


   Fälligkeit


für den Monat Dezember
27.12.

Hinweis: 

Ab 2006 sind die Beiträge zur Sozialversicherung am Ende des Monats zu zahlen, in dem die Arbeit geleistet wird. Der zu zahlende Betrag für den laufenden Monat kann in Höhe des Betrages des Vormonats geschätzt werden.

2. Einigung bei Eckpunkten zur Unternehmensteuerreform

Die Finanzexperten der Großen Koalition haben sich zur Unternehmensteuerreform geeinigt, die Anfang 2008 in Kraft treten soll. Die wichtigsten Eckpunkte sind:

Die Steuersätze auf einbehaltene Gewinne sollen bei Kapitalgesellschaften von bisher 39 % auf 29,8 % sinken. Das soll erreicht werden, indem die Körperschaftsteuer von bisher 25 auf 15 % sinkt. Die Gewerbesteuer soll durch eine Senkung der Steuermesszahl von bisher 5 auf nunmehr 3,5 % reduziert werden.

Ausgeschüttete Gewinne werden durch eine Abgeltungssteuer nochmals besteuert. Das heute noch geltende Halbeinkünfteverfahren wird abgeschafft. Die Abgeltungssteuer wird voraussichtlich ab 2009 Kapitalerträge wie Zinsen, Dividenden und Gewinne aus privaten Veräußerungsgeschäften mit einem einheitlichen Satz von 25 % besteuern. Sparern mit einem persönlichen Steuersatz von weniger als 25 % soll eine individuelle Veranlagung ermöglicht werden, so dass es hier zu keinen Benachteiligungen kommt.  

Hinweis:

Die einjährige Spekulationsfrist bei Kapitalanlagen soll abgeschafft werden. Damit wird deren Verkauf in Zukunft generell steuerpflichtig. 

Personengesellschaften sollen ebenfalls von der Reform profitieren, indem sie die Möglichkeit erhalten, den einbehaltenen Gewinn wie Kapitalgesellschaften mit nur 29,8 % zu versteuern. Entnahmen müssen dann allerdings nochmals versteuert werden.

Da mehr als 80 % der Einzelunternehmen oder Personengesellschaften derzeit einer effektiven Belastung von weniger als 20 % unterliegen, ist geplant, diese Unternehmen durch eine großzügigere Ansparabschreibung zu fördern. Einzelunternehmer oder Mitunternehmer sollen 25 % des Gewinns eines Wirtschaftsjahres, höchstens aber 100.000 € in eine gewinnmindernde Rücklage einstellen dürfen. Das Gesamtvolumen der Rücklage soll maximal 200.000 € betragen. Anders als bei der jetzt noch gültigen Ansparabschreibung braucht künftig keine konkrete Investition genannt werden. Gefördert werden alle beweglichen Wirtschaftsgüter – nicht nur neue – die innerhalb der nächsten 4 Jahre nach Rücklagenbildung angeschafft werden. Ohne Investition erfolgt eine nachträgliche Versteuerung inkl. Gewinnaufschlag. Die bisherige Existenzgründerrücklage wird abgeschafft. 

Die Gegenfinanzierungsvorschläge zur Finanzierung der Reform reichen von der Abschaffung der degressiven Abschreibung bis hin zur Streichung der Sofortabschreibung geringwertiger Wirtschaftsgüter für größere Unternehmen. 

Der Anrechnungsfaktor bei der Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer wird von bisher 1,8 auf 3,8 angehoben. Das soll zu einer weiteren Entlastung von Einzel- und Mitunternehmern führen.

Damit Erträge nicht in steuergünstigere Länder verlagert werden, ist die Einführung einer Zinsschranke mit Flucht-Klausel im Gespräch. Betroffen werden Unternehmen mit mindestens 1 Mio. € Zinskosten sein. Neu ist, dass nun auch Funktionsverlagerungen besteuert werden sollen. Das soll verhindern, dass ertragversprechende Tätigkeiten auf ein Unternehmen im niedrig besteuerten Ausland übertragen werden und die übrigen Konzernunternehmen in Deutschland nur noch Funktionen mit niedrigeren Gewinnchancen ausüben.

Bei der Gewerbesteuer könnten künftig alle Zinskosten und die Finanzierungsanteile von Mieten, Pachten und Leasingraten zu 25 % zum Gewinn hinzugerechnet werden. Allerdings ist hier ein Freibetrag für kleinere und mittlere Unternehmen von 100.000 € geplant. 

Künftig wird die Gewerbesteuer nicht mehr als Betriebsausgabe abzugsfähig sein.     

Hinweis:

Das Konzept soll nun den Partei- und Fraktionsgremien vorgelegt und noch vor der Sommerpause 2007 verabschiedet werden. Steuermindereinnahmen werden in Höhe von 5 Mrd. € eingeplant. Von Vorteil sieht die Große Koalition an diesem Konzept besonders, dass der Unternehmensstandort Deutschland steuerlich wieder wettbewerbsfähig wird, Personen- und Kapitalgesellschaften im Ergebnis weitgehend gleich gestellt werden und die Finanzbasis der Kommunen durch die Erhaltung der Gewerbesteuer erhalten bleibt. Auf der anderen Seite sorgt das Thesaurierungsmodell für bürokratischen Mehraufwand: für jeden Gesellschafter muss das Unternehmen außerhalb der Bilanz gesonderte Aufzeichnungen vornehmen um festzustellen, wann welcher Anteil der thesaurierten Gewinne von wem entnommen wurde. Eine Nachversteuerung der einbehaltenen Gewinne muss ebenfalls vorgenommen werden, wenn der Betrieb verkauft oder aufgegeben wird. 

Quelle: BMF, Pressemitteilung vom 2. November 2006, Nr. 133/2006, www.bundesfinanzministerium.de
3. Elterngeld durch Bundesrat verabschiedet 

Am 1.1.2007 tritt das Elterngeldgesetz wie geplant in Kraft. Der Bundesrat verabschiedete das Gesetz am 3.11.2006. Berufstätige Eltern von Kindern, die nach dem 31.12.2006 geboren werden, können statt des bisherigen Erziehungsgeldes diese neue Form der staatlichen Familienförderung beantragen, wenn sie vorübergehend beruflich pausieren. 

Wie bereits im Entwurf vorgesehen, ersetzt das Elterngeld 67 % des bisherigen Nettoeinkommens bis zu maximal 1.800 €. Das Elterngeld steht für Alleinerziehende 14 Monate zur Verfügung. Wenn beide Eltern das Sorgerecht haben, erhält ein Elternteil die Förderung maximal 12 Monate, die verbleibenden 2 Monate der andere Elternteil. 

Der bisherige Gesetzesentwurf hat nur wenige Änderungen erfahren. So wird beispielsweise der Einkommensbegriff unmittelbar an steuerrechtliche Regelungen angeknüpft. Das hat insbesondere Auswirkungen für Selbständige, deren Nettoeinkommen sonst nach der Arbeitslosengeld II -/Sozialhilfeverordnung ermittelt worden wäre, sich nun aber nach dem steuerlichen Gewinn richtet. Die nun geltende Regelung ist zum einen eine Besserstellung und auf der anderen Seite eine Rechtsvereinfachung.

Darüber hinaus hat man sich auf eine geänderte Regelung zum sog. Geschwisterbonus verständigt. Bei der Einkommensermittlung werden Monate, in denen für ein älteres Kind Elterngeld bezogen wurde und deshalb nichts oder weniger verdient wurde, nicht mitgezählt bzw. nicht in die Berechnung einbezogen. Dadurch wird ein Absinken des Elterngeldes für das jüngere Kind vermieden. 

Außerdem wird das Elterngeld um weitere 10 %, mindestens 75 € monatlich, angehoben. Der Geschwisterbonus wird bei einem 2. Kind bis maximal zum 36. Monat seit der Geburt des ersten Kindes gezahlt. 

Hinweis:

Wie geplant, wird das Mindestelterngeld von 300 € nicht auf andere Sozialleistungen angerechnet, wie etwa auf Arbeitslosengeld II, Wohngeld oder den Kinderzuschlag. Das Elterngeld ist steuer- und abgabenfrei. Allerdings kann es sich erhöhend auf den Steuersatz für die übrigen Einkünfte auswirken, da es dem Progressionsvorbehalt unterliegt.

Quelle: Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Pressemitteilung vom 3. November 2006, www.bmfsfj.de
4. Bundestag verabschiedet Jahressteuergesetz 2007 und SEStEG

Am 9.11.2007 hat der Bundestag das Jahressteuergesetz 2007 verabschiedet. Das Jahressteuergesetz ändert etwa 200 steuerrechtliche Vorschriften. 

Der bisherige Entwurf sah einen Pauschalsteuersatz für betrieblich veranlasste Sachzuwendungen, wie etwa Incentive-Reisen, von 45 % vor. Dieser wurde nun auf 30 % gesenkt. Eine Pauschalversteuerung hat den Vorteil, dass der Empfänger die Zuwendung nicht nochmals versteuern muss. Der Wert der Zuwendungen ist pro Empfänger und Wirtschaftsjahr auf 10.000 € begrenzt. Dagegen bleibt es bei den Regelungen zur verbesserten Berücksichtigung der Rürup-Rente rückwirkend ab dem 1.1.2006. Künftig können auch Banken und Fondsgesellschaften Rürup-Policen anbieten. Ebenfalls rückwirkend entfällt die steuerliche Berücksichtigung sog. Steuersparfonds. Nicht durchsetzen konnte sich die geplante Regelung, Forderungen des Fiskus künftig bei Insolvenzverfahren bevorzugt zu behandeln. Auch müssen Zusammenfassende Meldungen nicht wie geplant monatlich sondern wie bisher vierteljährlich abgegeben werden. 

Am gleichen Tag wurde auch das sog. SEStEG im Bundestag verabschiedet. Dieses Gesetz hat bedeutende Auswirkungen auf unternehmerische Umstrukturierungsmaßnahmen, wie etwa bei Umwandlungen oder im Zusammenhang mit Betriebsstätten. Hier wurde zu Gunsten der Steuerzahler der bisherige Entwurf entschärft. Wird bspw. ein Wirtschaftsgut in eine ausländische Betriebsstätte überführt, müssen nicht – wie ursprünglich vorgesehen – die stillen Reserven aufgedeckt und in voller Höhe sofort versteuert werden. Diese werden analog der bisherigen Übung in einem steuerneutralen Ausgleichsposten geparkt und über 5 Jahre hinweg aufgelöst. Außerdem sieht der jetzige Entwurf wieder den Ansatz eines Zwischenwertes bei Umwandlungen vor. Geblieben ist leider die Regelung, wonach bei Verschmelzungen ein Verlustvortrag nicht mehr übernommen werden darf. 

Hinweis:

Beide Gesetze müssen – um in Kraft treten zu können – noch durch den Bundesrat verabschiedet werden. Wir werden Sie an dieser Stelle über aktuelle Änderungen auf dem Laufenden halten. 

Quelle: Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2007 (JStG 2007) vom 25. September 2006, Br-DrS 16/2712, LEXinform Nr. 0172700; Entwurf eines Gesetzes über steuerliche Begleitmaßnahmen zur Einführung der Europäischen Gesellschaft und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 25. September 2006, Bt-DrS 16/2710, LEXinform Nr. 0172264 sowie Bt-DrS 16/3315 vom 8. November 2006

------------------------------------------------------------------------------------------------------------
5. Verlustvortrag ist bei Tantiemebemessung zu berücksichtigen

Gesellschafter-Geschäftsführer müssen bei ihren Leistungsbeziehungen zu der GmbH stets darauf achten, eine verdeckte Gewinnausschüttung zu vermeiden. Davon sind ganz besonders auch Tantiemezusagen betroffen. Rechtsprechung und Verwaltung gehen von einer verdeckten Gewinnausschüttung aus, soweit die Tantieme mehr als 50 % des handelsrechtlichen Jahresüberschusses beträgt. Würden die Zahlungen als verdeckte Gewinnausschüttung qualifiziert werden, werden die sonst als Betriebsausgaben abzugsfähigen Zahlungen der GmbH als Einkommen betrachtet und mit Körperschaft- und Gewerbesteuer belastet. Es spielt dabei keine Rolle, ob die Tantieme an einen beherrschenden 
oder einen Minderheitsgesellschafter geleistet wurde. Das Finanzgericht München musste sich mit 
einem Fall befassen, in dem bei der Tantiemeermittlung ein bestehender Verlustvortrag nicht berücksichtigt wurde.

Die beiden Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH sollten laut Anstellungsvertrag eine jährliche Tantieme von 25 % des Jahresüberschusses erhalten. Dabei wurde sich auf den handelsbilanziellen Jahresüberschuss vor Steuern, Tantieme und vor Verrechnung mit Verlusten bezogen. Im Jahr 1998 erwirtschaftete die GmbH einen Jahresüberschuss von rd. 24.000 €. Obwohl ein Verlustvortrag von ca. 150.000 € bestand, beschlossen die Gesellschafter eine Tantiemeauszahlung von ca. 24.000 €. Das Finanzamt entdeckte bei einer späteren Betriebsprüfung diese Handhabung. Nach dessen Meinung war die Tantiemezahlung keine abzugsfähige Betriebsausgabe sondern erhöhte als verdeckte Gewinnausschüttung das Einkommen der GmbH. Das daraufhin betriebene Klageverfahren verlief erfolglos.

Das Finanzgericht schloss sich der Auffassung des Finanzamtes an. Ein noch bestehender Verlustvortrag müsse bei der Tantiemeberechnung berücksichtigt werden. Das gelte zumindest dann, wenn der anspruchsberechtigte Geschäftsführer für den Verlust zumindest mitverantwortlich war. Ohne entsprechende Berücksichtigung liege eine verdeckte Gewinnausschüttung vor, denn ein ordentlicher und gewissenhafter Geschäftsleiter hätte den Verlustvortrag in die Tantiemeberechnung einbezogen. Ansonsten bestünde die Möglichkeit, Gewinnmanipulationen zu seinen Gunsten und zu Lasten der GmbH vorzunehmen. Die hier gewählte Vertragsgestaltung, eine Tantiemeverpflichtung ohne Verlustvorträge zu berücksichtigen, sei durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst und daher eine verdeckte Gewinnausschüttung. Das gelte selbst dann, wenn wegen Anlaufverlusten ein zunächst nur geringes Geschäftsführergehalt vereinbart worden sei. 

Hinweis:

Im Urteilsfall entsprach die verdeckte Gewinnausschüttung dem Betrag der vereinbarten Tantieme, da der Verlustvortrag zumindest so hoch war wie der Jahresgewinn. In anderen Fällen ergibt sich nach den Ausführungen des Gerichts die Höhe der verdeckten Gewinnausschüttung aus der Differenz zwischen gezahlter Tantieme und der Auszahlung, die sich bei Berücksichtigung des Verlustvortrages ergeben hätte.  
Quelle: FG München, Urteil vom 26. Mai 2006, 6 K 835/04, LEXinform Nr. 5002830

6. Ansparrücklage für Existenzgründer – strenge Anforderungen

Existenzgründer werden bei der Bildung von Ansparrücklagen bzw. bei Sonderabschreibungen zusätzlich begünstigt: statt einer maximal zulässigen Rücklagenhöhe von 154.000 € dürfen sie Rücklagen bis zu 307.000 € bilden, der Investitionszeitraum beträgt 5 Jahre statt 2 Jahre und bei fehlender Investition entfällt der Gewinnzuschlag von 6 %. Zu den sog. Existenzgründern zählen:

· natürliche Personen, die in den letzten 5 Jahren weder zu mehr als 10 % an einer Kapitalgesellschaft beteiligt gewesen sind noch Gewinneinkünfte erzielt haben,

· Personengesellschaften, deren Mitunternehmer alle die o.g. Voraussetzungen erfüllen oder

· Kapitalgesellschaften, an der sich nur Personen als Gesellschafter beteiligen, die diese Voraussetzungen ebenfalls erfüllen.

Der BFH musste nun in einem Fall entscheiden, ob ein Steuerpflichtiger diese Eigenschaft erfüllte und als Existenzgründer anzusehen war.

Ein Diplom-Betriebswirt war seit Februar 2000 als Unternehmensberater selbständig tätig. Nebenbei war er seit Jahren an verschiedenen Publikums-GmbH & Co. KGs beteiligt und erzielte daraus gewerbliche Einkünfte. Im März 2003 legte er Einspruch gegen seinen Einkommensteuerbescheid 2000 ein und wollte für dieses Jahr noch eine Ansparrücklage bilden. Schließlich habe er Ende 2002 noch in zwei Firmenwagen investiert. Das Finanzamt lehnte das ab, weil die künftigen Anschaffungen erst 2003 dokumentiert wurden, also zu einem Zeitpunkt, als sie bereits hätten wieder aufgelöst werden müssen. Dagegen vertrat der Steuerpflichtige die Ansicht, er wäre Existenzgründer gewesen. Damit wäre eine Rücklagenbildung im Jahr 2000 noch möglich gewesen, denn die Investitionsfrist beträgt hier fünf Jahre. Auch dieses Argument ließ das Finanzamt nicht zählen, denn der Steuerpflichtige erzielte wegen seiner Beteiligung an den Publikums-Gesellschaften bereits gewerbliche Einkünfte. 

Diese Ansicht bestätigte schließlich auch der BFH. Obwohl der Steuerpflichtige zu weniger als 1 % an den verschiedenen Gesellschaften beteiligt gewesen sei, habe er schädliche gewerbliche Einkünfte erzielt. Auf die Art und Höhe der Gewinneinkünfte komme es nicht an. Das Gesetz bestimme ganz bewusst den Begriff des Existenzgründers sehr restriktiv, damit steuerlicher Gestaltungsmissbrauch verhindert werde.

Hinweis:

Haben Sie Fragen zu den Voraussetzungen und zur Bildung von Ansparrücklagen, helfen wir Ihnen gerne weiter.

Quelle: BFH-Urteil vom 2. August 2006, XI R 44/05, LEXinform Nr. 5003323

7. Nutzung eines Firmenwagens für andere Einkünfte führt zu zusätzlicher Entnahme

Unternehmer müssen die private Nutzung ihres Betriebsautos versteuern. Wird kein Fahrtenbuch geführt, wird der private Nutzungsanteil durch die pauschale 1 %-Methode ermittelt. Seit 2006 darf dies nur noch für Fahrzeuge geschehen, die zu mehr als 50 % betrieblich genutzt werden. Sonst muss der private Nutzungsanteil geschätzt werden. Da für viele Steuerpflichtige das Führen eines Fahrtenbuchs zu umständlich und zu zeitintensiv ist, machen die meisten von der 1 %-Regelung Gebrauch. 

Oft kommt es auch vor, dass Unternehmer ihren Betriebswagen auch für Fahrten zur Erzielung außerbetrieblicher Einkünfte nutzen, wie etwa wenn ein Gewerbetreibender sein Fahrzeug auch für Fahrten zu seinen Vermietungsobjekten nutzt. Muss er in diesem Fall eine zusätzliche Entnahme buchen oder sind diese Fahrten bereits durch die 1 %-Methode erfasst? Das Niedersächsische Finanzgericht bejahte dies in einem ähnlichen Fall: die 1 %-Regelung gelte auch Entnahmen ab, die im Zusammenhang mit anderen Einkünfte stehen. Im zu verhandelnden Fall nutzte ein Gewerbetreibender seinen Betriebswagen auch für Fahrten zu seiner Arbeitsstätte, da er nebenbei als Angestellter arbeitete. Das Gericht entschied hier, dass eine weitere Privatentnahme nicht zu buchen sei. Gegen das für den Steuerpflichtigen günstige Urteil legt aber das Finanzamt Revision ein und bekam nun durch den BFH Recht zugesprochen.  

Die Nutzung des Fahrzeugs für außerbetriebliche Zwecke sei unstreitig eine Entnahme, die mit ihren Selbstkosten anzusetzen sei, urteilte der BFH. Die 1 %-Regelung erfasse nur Entnahmen, die der privaten Lebensführung zuzurechnen seien, wie etwa Urlaubs-, Wochenend- oder Freizeitfahrten. Fahrten, die im Zusammenhang mit anderen Einkünften zusammenhingen, würden dadurch nicht erfasst und müssten durch eine gesonderte Entnahme gebucht werden. Ggf. müssten mehrere Entnahmewerte nebeneinander zum Ansatz gebracht werden. Der BFH versuchte hier, eine gesetzliche Regelungslücke zu schließen. Im Urteilsfall hatte das Finanzamt die weitere Entnahme ermittelt, indem es die tatsächlichen PKW-Kosten im Verhältnis der Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte zur Gesamtfahrleistung aufteilte. Auch diese Vorgehensweise bestätigte der BFH. 

Hinweis:

Dieses Urteil hat für viele Steuerzahler gravierende Folgen: wird ein Firmenwagen auch nur im geringen Umfang für andere Einkunftsarten genutzt, können sich erhebliche Steuermehrbelastungen ergeben, denn das Finanzamt schätzt daraufhin die entsprechende Nutzungsentnahme, wenn kein Fahrtenbuch vorhanden ist. Daher ist es sinnvoller, solche Fahrten entweder mit einem anderen Fahrzeug als dem Firmenwagen durchzuführen oder ein Fahrtenbuch zu führen. 

Quelle: BFH-Urteil vom 26. April 2006, X R 35/05, LEXinform Nr. 5003263

8. Behandlung vorgezogener Einlangen bei negativem Kapitalkonto
Ein Kommanditist haftet nur beschränkt bis zur Höhe ihrer Einlage. Werden ihm darüber hinaus Verluste der Gesellschaft zugewiesen, kann er sie nicht sofort steuerlich berücksichtigen. Erst wenn er aus derselben Beteiligung später wieder Gewinne erhält, kann er diese mit den vorangegangen – verrechenbaren – Verlusten verrechnen. Die Regelungen im Einkommensteuerrecht zum Verlustausgleich sind sehr kompliziert. Daher kommt es immer wieder zum Rechtsstreit mit den Finanzämtern, ob ein sofort ausgleichsfähiger Verlust vorliegt oder dieser nur zu Gunsten späterer Gewinne verrechenbar bleibt.

Oftmals leistet der Kommanditist nachträglich Einlagen, um sein negatives Kapitalkonto auszugleichen. Kann die Einlage im Jahr der Zahlung nicht sofort durch laufende Verluste verbraucht werden, läuft zumindest nach Ansicht der Finanzverwaltung die Einlage insoweit ins Leere. Anderer Ansicht war da der BFH in einem früheren Urteil, der die noch nicht verbrauchte Einlage in Form eines Korrekturpostens stehen lässt. Kommen dann in späteren Wirtschaftsjahren weitere Verluste dazu, sind diese bis zum Verbrauch des Korrekturpostens sofort ausgleichsfähig, auch wenn dadurch erneut ein negatives Kapitalkonto entsteht oder sich erhöht. Dieses für den Steuerzahler positive Urteil wenden die Finanzämter allerdings nicht an. Für betroffene Steuerpflichtige blieb damit in ähnlichen Fällen nur der Weg übers Finanzgericht.

Inzwischen hat sich das Finanzgericht Nürnberg der Auffassung des BFH in einem Urteil angeschlossen und damit den Ansatz eines Korrekturpostens bestätigt. Das unterlegene Finanzamt hat Revision beim BFH eingelegt.

Hinweis:

Durch das nun anhängige Revisionsverfahren müssen betroffene Steuerpflichtige, die den Ansatz eines Korrekturpostens begehren, nun nicht mehr den Klageweg in Kauf nehmen. Einsprüche, die sich gegen die Nichtanwendung des günstigen BFH-Urteils richten, ruhen nun nämlich kraft Gesetzes, soweit auf das anhängige Verfahren (Az. IV R 28/06) Bezug genommen wird. Wir helfen Ihnen dabei gerne!

Quelle: FG Nürnberg, Urteil vom 15. November 2005, I 235/2004, Revision eingelegt (Az. des BFH: IV R 28/06), LEXinform Nr. 5002497

9. Umsatzsteuer: Steuerpflichtige und steuerfreie ärztliche Leistungen

Die bisherige Faustregel, dass „Ärzte mit ihren Leistungen von der Umsatzsteuer befreit sind“, änderte sich durch verschiedene EuGH-Urteile, die für die Umsatzsteuerfreiheit die Verfolgung eines therapeutischen Zwecks fordern. Generell umsatzsteuerbefreit sind „Heilbehandlungen im Bereich der Humanmedizin, die im Rahmen der Ausübung der von dem betreffenden Mitgliedstaat definierten ärztlichen und arztähnlichen Berufe erbracht werden“.

Außer den typischen ärztlichen Leistungen, die der Diagnose, Behandlung und der Heilung von Krankheiten oder Gesundheitsstörungen dienen, sind insbesondere folgende ärztliche Leistungen umsatzsteuerfrei:

· Auskünfte, Bescheinigungen, Zeugnisse, Berichte und Gutachten, die nach Nr. 71 ff. EBM abgerechnet werden, weil sie der Kommunikation unter Ärzten als notwendigem Bestandteil der übernommenen Behandlung oder der Erfüllung öffentlich-rechtlicher Berichtspflichten des Arztes gegenüber den Krankenkassen dienen;

· Befundberichte gegenüber Versorgungsämtern, die nach dem Jusitizvergütungs- und Entschädigungsgesetz entschädigt werden;

· Bescheinigungen und Zeugnisse, die nach Nr. 70 GOÄ berechnet werden. Sie sind Nebenleistung zu einer Untersuchung und Behandlung. Dies gilt insbesondere für Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen;

· betriebsärztliche Leistungen, soweit sie nicht auf Einstellungsuntersuchungen entfallen;

· Gutachten in Alkohol- und Drogenangelegenheiten zwecks anschließender Heilbehandlung, z.B. zur Feststellung eines körperlichen Defekts beim Abbau von Alkohol und Medikamenten;

· Gutachten von Vertragsärzten, deren Gegenstand die geplante Behandlung von Patienten ist. Im Vordergrund steht hier, dem Patienten eine medizinische Betreuung zu gewähren, die dem allgemeinen Stand der medizinischen Erkenntnisse entspricht;

· Gutachten zu medizinischen Rehabilitations- und Vorsorgeleistungen, zur häuslichen Krankenpflege und zur Hilfsmittelversorgung, soweit ein therapeutisches Ziel bzw. eine therapeutische Entscheidung fokussiert wird. Steht die medizinische Betreuung im Mittelpunkt und gelangt der Arzt zu der Erkenntnis, dass der Patient nicht rehabilitierbar, sondern dauernd erwerbs- oder berufsunfähig ist, ändert sich an der umsatzsteuerlichen Beurteilung nichts;

· Gutachten für die gesetzliche Krankenversicherung, z.B. zu medizinischen Vorsorge- und Rehabilitationsleistungen, der Hilfsmittelversorgung und der häuslichen Krankenpflege im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung nach § 275 SGB V;

· Gutachten für die gesetzliche Rentenversicherung sowie für die Pflegeversicherung, soweit die medizinische Betreuung im Vordergrund steht und Anlass des ärztlichen Tätigwerdens ist;

· Leichenschau und Ausstellen der Todesbescheinigung als letzte Maßnahme im Rahmen der Heilbehandlung;

· Leistungen von Schönheitschirurgen, wenn ein therapeutisches Ziel im Vordergrund steht. Indiz dafür kann die Übernahme der Kosten durch Krankenversicherungen sein;

· Leistungen zur Kontrolle von gespendeten Blut inkl. Blutgruppenbestimmung;

· Obduktionen, die im Falle des Seuchenverdachts für Kontaktpersonen von therapeutischer Bedeutung sind;

· sport- und reisemedizinische Untersuchungen und Beratungen mit therapeutischem Zweck 
oder mit Gesundheitsvorsorge im Mittelpunkt;

· Untersuchung von Personen im Polizeigewahrsam zur Überprüfung der Verwahrfähigkeit;

· Vorsorgeuntersuchungen, auch von Betriebsärzten, die nicht nach dem ASiG erbracht werden;

· Vorsorgeuntersuchungen, bei denen Krankheiten möglichst frühzeitig festgestellt und mit größtmöglicher Aussicht auf Erfolg behandelt werden soll, z.B. Krebsfrüherkennung.

Insbesondere folgende ärztliche Leistungen sind umsatzsteuerpflichtig:

· ärztliche Untersuchungen nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz;

· ärztliche Untersuchungen zur pharmakologischen Wirkung eines Medikamentes beim Menschen;

· Blutalkoholuntersuchungen;

· Blutgruppenuntersuchungen im Rahmen der Vaterschaftsfeststellung;

· dermatologische Untersuchungen von kosmetischen Stoffen;

· entgeltliche Nutzungsüberlassung von medizinischen Großgeräten;

· experimentelle Untersuchung bei Tieren im Rahmen der wissenschaftlichen Forschung;

· Gutachten, Berichte und Bescheinigungen, die der Kommunikation unter Ärzten dienen, wenn eine medizinische Betreuung nicht im Vordergrund steht, z.B. bei Fragen der Schadenersatzleistung, auch bei öffentlich-rechtlicher Berichtspflicht;

· Gutachten eines Dritten zur vorgeschlagenen ärztlichen, zahnärztlichen oder kieferorthopädischen Behandlung, zur Verordnung von Arzneimitteln sowie zur Versorgung mit Zahnersatz zum Zweck der Kostenübernahme durch die Krankenkasse;

· Gutachten für den medizinischen Dienst der Krankenversicherung ohne therapeutischen Schwerpunkt oder über den Gesundheitszustand als Grundlage für Versicherungsabschlüsse;

· Gutachten im Rahmen von Strafverfahren oder zur Frage der Schuldfähigkeit und zur Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus oder einer Entziehungsanstalt;

· Gutachten in anthropologisch-erbbiologischen Angelegenheiten;

· Gutachten nach § 12 Abs. 1 Psychotherapie-Vereinbarung. Hier steht regelmäßig nicht die medizinische Betreuung im Vordergrund, sondern die Frage, ob die vorgesehene Therapie die Voraussetzungen für die Durchführung zu Lasten der Krankenkassen erfüllt;

· Gutachten über Sehvermögen;

· Gutachten über Berufstauglichkeit;

· Gutachten über die chemische Zusammensetzung des Wassers und über die Keimfreiheit von Trinkwasser;

· Gutachten über die Minderung der Erwerbsfähigkeit in Sozialversicherungsangelegenheiten, in Angelegenheiten der Kriegsopferversorgung und in Schadenersatzprozessen;

· Gutachten über Todesursache oder –tatsache, es sei denn als letzte Maßnahme im Rahmen 
einer Heilbehandlung;

· Gutachten über den Kausalzusammenhang zwischen einem rechtserheblichen Tatbestand und einer Gesundheitsstörung;

· Gutachten zum voraussichtlichen Erfolg von Rehabilitationsmaßnahmen in einem Rentenverfahren, da hier ein Rentenantrag Anlass für das ärztliche Tätigwerden ist;

· Gutachten zur Feststellung der Voraussetzungen von Pflegebedürftigkeit oder zur Feststellung, welche Stufe der Pflegebedürftigkeit vorliegt;

· Lehrtätigkeiten;

· Lieferung von Hilfsmitteln, z.B. Kontaktlinsen, Kompressionsstrümpfen;

· Musterungs-, Tauglichkeits- und Verwendungsfähigkeitsuntersuchungen und –gutachten, wenn diese der Beurteilung durch den (künftigen) Dienstherrn dienen. Die Umsatzsteuerpflicht besteht selbst dann, wenn durch eine derartige Untersuchung die Verschlimmerung einer bestehenden Erkrankung vermieden werden soll, da ein therapeutisches Ziel nicht im Vordergrund steht;

· Obduktionen, es sei denn im Falle des Seuchenverdachts für Kontaktpersonen;

· Prognosegutachten im Rahmen des Strafvollzugs;

· Psychologische Tauglichkeitstests, die sich ausschließlich auf die Berufsfindung erstrecken;

· Röntgenaufnahmen, die für ein Gutachten des TÜV zur Berufstauglichkeit erstellt werden;

· Sachverständigentätigkeit i.S.d. § 8 Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz, weil die Leistung nicht der Heilbehandlung im Bereich der Humanmedizin dient;

· schönheitschirurgische Leistungen ohne therapeutisches Ziel im Vordergrund. Solche Leistungen sind ab dem 1.1.2003 steuerpflichtig. Gleiches gilt für vergleichbare Leistungen von Dermatologen und Anästhesisten;

· schriftstellerische Tätigkeit, auch für eine ärztliche Fachzeitschrift;

· sport- und reisemedizinische Untersuchungen ohne therapeutischen Zweck oder Gesundheitsvorsorge im Mittelpunkt;

· Untersuchung und Begutachtung durch Vertragsärzte zur Feststellung von Beschädigungen, wenn diese Leistungen nicht der (weiteren) medizinischen Betreuung dienen, sondern z.B. als Grundlage für eine Entschädigungsleistung;

· Verkauf von Medikamenten aus einer ärztlichen Abgabestelle für Arzneien;

· Vortragstätigkeit, auch wenn der Vortrag vor Ärzten im Rahmen der Fortbildung gehalten wird.

Hinweis:

Mittlerweile sind eine Reihe ärztlicher Tätigkeiten nicht mehr steuerfrei. Lassen Sie sich von uns beraten, sollten Sie weitere Leistungen anbieten!

10. BFH hält rückwirkend verschärfte Besteuerung von Entlassungsabfindungen für verfassungswidrig

Neue Gesetze werden mitunter auch mit zeitlicher Rückwirkung beschlossen. Ob dies immer den verfassungsrechtlichen Grundsätzen entspricht, ist Gegenstand zahlreicher Diskussionen. So hatte sich der BFH in gleich zwei Fällen mit der rückwirkend schärferen Einkommensbesteuerung von Entlassungsentschädigungen zu befassen. 

Im ersten Fall wurde im Oktober 1996 die Aufhebung eines Arbeitsverhältnisses zum 31.12.1998 vereinbart. Dem Arbeitnehmer wurde die Zahlung einer Entschädigung zugesagt, die im Januar 1999 fällig sein sollte. Im zweiten Fall wurde das Arbeitsverhältnis im November 1998 mit Wirkung zum 30.6.1999 aufgehoben. Die Entschädigung wurde vereinbarungsgemäß im März 1999 ausgezahlt. Die Steuerpflichtigen gingen im Zeitpunkt, in dem die Abfindungen vereinbart wurden, davon aus, dass die Abfindungen mit dem sog. halben Steuersatz zu versteuern seien. Doch zwischenzeitlich war das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 im Bundestag beschlossen und am 31.3.1999 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht worden. Entlassungsabfindungen, die nach dem 1.1.1999 gezahlt wurden, sollten nun nach der sog. Fünftelregelung versteuert werden, was für die Steuerpflichtigen eine Steuermehrbelastung im Vergleich zur bisherigen Regelung bedeutete. Die Steuerpflichtigen sahen darin 
einen Verstoß gegen den aus dem Rechtsstaatsprinzip hergeleiteten Grundsatz des Vertrauensschutzes und legten zunächst erfolglos Einspruch und später Klage beim Finanzgericht ein.  

Der BFH indes hielt die rückwirkende Schlechterstellung für verfassungswidrig. In dieser Angelegenheit muss nun das Bundesverfassungsgericht abschließend entscheiden, denn die beiden Beschlüsse des BFH folgen weder der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes noch der des BFH. Der Steuerpflichtige müsse darauf vertrauen können, so die Richter am BFH, dass sich die Besteuerung nach dem Gesetz richte, das beim Zufluss der Entschädigung und damit zum Zeitpunkt der Verwirklichung des Steuertatbestandes gelte. Im Urteilsfall war das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 erst am 31.3.1999 mit der Verkündung im Bundesgesetzblatt und damit erst nach Zahlung der Abfindung gültig geworden. Nur in besonders gelagerten Fällen, wie etwa Missbrauchsbekämpfung oder zwingendes öffentliches Interesse, dürfe der Gesetzgeber die geltende Rechtslage auch zu ungunsten der Steuerbürger rückwirkend ändern. Solche Fälle lägen hier nicht vor.   

Hinweis:

Die beiden Beschlüsse bedeuten eine Kehrtwende bei der verfassungsrechtlichen Beurteilung von rückwirkend verschärfenden Gesetzesänderungen. Sollte das Bundesverfassungsgericht der Ansicht des BFH folgen, hätte das weit reichende Konsequenzen für die Beurteilung rückwirkender Steuergesetze. 

Quelle: BFH-Beschluss vom 2. August 2006, XI R 34/02, Vorlagebeschluss an das BVerfG (Az. des BVerfG: 2 BvL 58/06), LEXinform Nr. 5003266;  BFH- Beschluss vom 2. August 2006, XI R 30/03, Vorlagebeschluss an das BVerfG (Az. des BVerfG: 2 BvL 57/06), LEXinform Nr. 5003264

11. Anforderungen an eine Rürup-Rente

Seit der Einführung des Alterseinkünftegesetzes zum 1.1.2005 werden Beiträge zur sog. Basisversorgung verstärkt steuerlich gefördert. Zur Basisversorgung zählen Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung, zur landwirtschaftlichen Alterskasse, an ein berufsständisches Versorgungswerk oder in 
eine sog. Rürup-Rente. Die Beiträge können in Höhe von max. 20.000 € (40.000 € bei Zusammenveranlagung) abgezogen werden. Doch erst im Jahr 2025 können die Beiträge zur Basisvorsorge in vollem Umfang geltend gemacht werden. Der Höchstbetrag im Jahr 2006 liegt lediglich bei 62 % von 20.000 €/40.000 €, d.h. bei 12.400 € bzw. 24.800 €. Er steigt pro Jahr um 2 Prozentpunkte an, bis dann im Jahr 2025 100 % erreicht werden. Das bedeutet, um den maximalen steuerlichen Abzug im Jahr 2006 in Höhe von 14.400 €/24.800 € zu erhalten, ist eine Beitragszahlung von 20.000 €/40.000 € notwendig. 

Welche Anforderungen muss ein Rentenversicherungsvertrag erfüllen, um als Rürup-Rente zu gelten? Das Einkommensteuergesetz nennt als Voraussetzung, dass es sich um kapitalgedeckte Altersvorsorgeprodukte handeln muss, die die Zahlung einer monatlichen, auf das Leben des Steuerpflichtigen bezogenen Leibrente nicht vor Vollendung des 60. Lebensjahres vorsehen. Darüber hinaus dürfen deren Ansprüche nicht vererblich, nicht übertragbar, nicht beleihbar, nicht veräußerbar und nicht kapitalisierbar sein. Diese Anforderungen erfüllen die in der Praxis angebotenen Rürup-Policen. Verwirrung stiftete nun ein BMF-Schreiben, das zusätzlich zu den o.g. Eigenschaften den expliziten Ausschluss einer nachträglichen Änderung der Voraussetzungen „nicht vererblich, nicht übertragbar“ etc. fordert. Muss diese Klausel nachträglich in den Versicherungsschein aufgenommen werden oder muss sogar der Sonderausgabenabzug versagt werden? Hier hat sich die Finanzverwaltung auf eine unbürokratische Lösung geeinigt: Für den Sonderausgabenabzug müssen lediglich die im Gesetz genannten Voraussetzungen erfüllt sein. Der explizite Ausschluss von nachträglichen Änderungen sei nicht zu prüfen.

Um die Attraktivität der Rürup-Rente zu steigern, wird voraussichtlich rückwirkend für den Veranlagungszeitraum 2006 die Günstigerprüfung angepasst. Beiträge zu einer Rürup-Rente werden dabei besser berücksichtigt, wie folgendes Beispiel zeigen soll:

Beispiel:

Ein Ehepaar – beide sind selbständig – schöpft mit seinen sonstigen Versicherungsbeiträgen den Höchstbetrag von 10.138 € voll aus. Zudem werden 6.000 € in eine Rürup-Rente investiert. So wären 2006 eigentlich nur 7.500 € absetzbar. Durch die Günstigerprüfung können dennoch 10.138 € steuerlich geltend machen – die verstärkte Förderung der Rürup-Rente läuft damit 2005 ins Leere. Um das zu verhindern dürfen ab 2006 nun zusätzlich auch die Rürup-Beiträge abgesetzt werden, insgesamt 13.858 €.  

	Berechnung im Jahr
	2005
	2006

	Beiträge zur Rürup-Rente (60 % bzw. 62 % von 6.000 €)
	3.600 €
	3.720 €

	Beiträge zu anderen Versicherungen (2.400 € + 1.500 €)
	3.900 €
	3.900 €

	Insgesamt wären absetzbar
	7.500 €
	7.620 €

	Wegen Günstigerprüfung auch ohne Rürup-Rente absetzbar
	10.138 €
	10.138 €

	Für Rürup-Rente zusätzlich absetzbar (2006: 62 % von 6.000 €)
	0 €
	3.720 €

	Insgesamt absetzbar
	10.138 €
	13.858 €


Hinweis:

Für viele Steuerpflichtige – besonders für Selbständige – kann sich der Abschluss einer Rürup-Rente noch in diesem Jahr steuerlich lohnen. Neben der Frage, ob eine Rürup-Rente steuerlich günstig ist, muss die Rendite einer solchen Kapitalanlage vor Steuern aber ebenso geprüft werden! Zu beachten ist außerdem, dass die Einnahmen aus der späteren Rente in vollem Umfang zu versteuern sind. 

Ob der Abschluss einer privaten Rentenpolice mit Kapitalwahlrecht sinnvoller ist, muss anhand einer individuellen Berechnung geprüft werden. Bei einem Neuabschluss einer solchen privaten Rentenpolice ist zwar kein Sonderausgabenabzug mehr möglich, es erfolgt jedoch auch später nur eine geringe Ertragsanteilsbesteuerung. 

Quelle: OFD-Münster, Kurzinformation zur Einkommensteuer Nr. 023/2006 vom 19. Oktober 2006, NWB 2006 S. 3703

12. Behandlung von Steuerschulden- und Erstattungsansprüchen bei der Erbschaftsteuer

Steuerschulden oder Steuererstattungsansprüche des Erblassers können Nachlassverbindlichkeiten 
oder Kapitalforderungen sein und sich damit mindernd bzw. erhöhend auf den steuerpflichtigen Erwerb bei der Erbschaftsteuer auswirken. Doch unter welchen Voraussetzungen müssen Erstattungsansprüche angesetzt werden bzw. können Steuerschulden mindernd geltend gemacht werden? In einem Urteil hat sich das Finanzgericht Hamburg zur Behandlung von Steuererstattungsansprüchen geäußert.  

Verhandelt wurde in einem Fall, in dem nach dem Tod eines GmbH-Geschäftsführers das Finanzamt eine Betriebsprüfung durchführte und die Einkommensteuerbescheide der Vorjahre änderte. Dabei ermittelte es eine Einkommensteuererstattung in sechsstelliger Höhe. Soweit das Guthaben dem Verstorbenen zustand, rechnete das Finanzamt diesen Betrag dem steuerlichen Nachlass zu. Die Witwe des Steuerpflichtigen sollte daraufhin Erbschaftsteuer in erheblicher Höhe nachzahlen. Das Finanzgericht Hamburg hielt diese Vorgehensweise für richtig.  

Steuererstattungsansprüche seien Kapitalforderungen, soweit sie zum Erbschaftsteuerstichtag (Todeszeitpunkt) bereits entstanden und durchsetzbar sind, so die Begründung des Gerichts. Bei der Einkommensteuer entstehe der Erstattungsanspruch bereits mit Ablauf des jeweiligen Veranlagungszeitraums. Dabei spiele es keine Rolle, ob der entsprechende Steuerbescheid vor oder nach dem Tod des Steuerzahlers erlassen wird. Ebenso komme es nicht darauf an, ob der Anspruch auf Erstattung aus dem Privat- oder Betriebsvermögen stamme. 

Hinweis:

Gegen das Urteil wurde inzwischen Revision beim BFH eingelegt. Gegen ähnlich gelagerte Fälle kann Einspruch gegen den Erbschaftsteuerbescheid eingelegt und das Ruhen des Verfahrens beantragt werden.

Weit häufiger ist der Fall, dass für den Erblasser Steuernachzahlungen entrichtet werden müssen. Soweit es sich um laufend veranlagte Steuern des Sterbejahres handelt, können diese als Nachlassverbindlichkeit abgezogen werden. Als einzige Voraussetzung nennt das Gesetz, dass die Schulden vom Erblasser „herrühren“ müssen. 

Hinweis:

Hat der Erblasser Steuern hinterzogen, können auch diese als Nachlassverbindlichkeiten abgezogen werden, wenn sie tatsächlich festgesetzt worden sind oder noch festgesetzt werden. Dabei spielt es keine Rolle, ob die Steuerhinterziehung erst nach dessen Tod durch den Erben aufgedeckt wird. Gleiches gilt auch für Zinsen, soweit sie auf den Zeitraum von Beginn des Zinslaufs bis zum Tod des Erblassers entfallen. Wichtig ist, dass für den jeweiligen Erbschaftsteuerbescheid die Festsetzungsfrist noch nicht abgelaufen ist. 

Quelle: FG Hamburg, Urteil vom 14. Februar 2006, III 214/05, Revision eingelegt (Az. des BFH: II R 30/06), EFG 2006 S. 1076; OFD-Rheinland, Kurzinformation Sonstige Besitz- und Verkehrsteuern Nr. 001 vom 25. Juli 2006

13. Einkommensteuer nicht in kindergeldrechtliche Einkünftegrenze einbeziehen?

Dies bejaht zumindest das Finanzgericht des Landes Brandenburg. Es beruft sich dabei auf den Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes, wonach Sozialversicherungsbeiträge bei der Prüfung der Einkünfte- und Bezügegrenze des volljährigen Kindes außer Ansatz bleiben müssen. Wird die Grenze von derzeit 7.680 € auch nur um einen Euro überschritten, entfällt – nach aktuellem Recht – der gesamte Kindergeldanspruch. 

Verhandelt wurde in einem Fall, in dem die volljährige Tochter einer Steuerpflichtigen nach dem Schulabschluss zunächst  einer Aushilfstätigkeit nachging, um dann anschließend ein Studium zu beginnen. Da die Einkünfte aus dieser Tätigkeit den damals geltenden Grenzbetrag überstiegen, forderte die Familienkasse rückwirkend Kindergeld zurück. Das Finanzgericht zog schließlich bei seiner Berechnung der Einkünfte und Bezüge auch die gezahlte Einkommensteuer ab, die aus der Aushilfstätigkeit resultierte. Dadurch überstiegen die Einkünfte der Tochter nicht den maßgeblichen Grenzbetrag, woraufhin die Voraussetzungen für den Kindergeldbezug erfüllt wurden.

Das Gericht begründete seine Entscheidung damit, dass das Bundesverfassungsgericht in seinem damaligen Beschluss nur solche Einkünfte berücksichtigen wollte, „die zur Bestreitung des Unterhalts bestimmt und geeignet sind“. Daher sei die gezahlte Einkommensteuer ebenfalls nicht in die Einkommensgrenze einzubeziehen. Auch hier handele es sich um Beträge, die von Gesetzes wegen dem Einkünfte erzielenden Kind oder dessen Eltern nicht verfügbar seien und deshalb keine Entlastung bei den Eltern bewirken können.  

Hinweis:

Gegen das Urteil hat die Familienkasse inzwischen Revision beim Bundesfinanzhof eingelegt. Betroffene können gegen ablehnende Kindergeldbescheide Einspruch einlegen und das Ruhen des Verfahrens beantragen, sollte die Kürzung der Einkünfte und Bezüge um gezahlte Einkommensteuer bzw. Solidaritätszuschlag dazu beitragen, die maßgebliche Grenze von 7.680 € nicht zu übersteigen. Wir beraten Sie gerne! 

Quelle: FG des Landes Brandenburg, Urteil vom 9. März 2006, 6 K 2092/01, Revision eingelegt (Az. des BFH: III R 32/06), EFG 2006 S. 1257

Kein vertikaler Verlustausgleich in der freiwilligen Krankenversicherung

Selbständige können wählen, ob sie sich freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versichern möchten oder eine entsprechende Police mit einer privaten Krankenversicherung abschließen wollen. Das gilt auch für Angestellte, die die jeweilige Versicherungspflichtgrenze überschreiten. Wie in der gesetzlichen Pflichtversicherung bemisst sich die Beitragsfestsetzung in der freiwilligen Versicherung nach den beitragspflichtigen Einnahmen. In weiten Teilen orientiert man sich hier an steuerlichen Bewertungen. Allerdings gibt es von diesem Grundsatz auch Abweichungen, wie aktuell das Bundessozialgericht bestätigt hat.

Werden in einer Einkunftsart Gewinne und in einer anderen Verluste erzielt, wie etwa Gewinne aus Gewerbebetrieb und Verluste aus Vermietung und Verpachtung, können diese im Einkommensteuerrecht miteinander verrechnet werden. Im Streitfall vor dem Bundessozialgericht ging es um eine freiwillig krankenversicherte Frau, die neben ihrer Rente und weiterem Einkommen aus Kapitalvermögen auch Verluste aus Vermietung hatte. Als es um die Beitragsfestsetzung durch die Krankenkasse ging, berücksichtigte diese lediglich die positiven Einnahmen. Einen Verlustausgleich wegen den Vermietungsverlusten vorzunehmen und deswegen einen geringeren Beitrag festzusetzen, lehnte die Krankenkasse allerdings ab. Dagegen klagte die Steuerpflichtige, denn nach ihrer Ansicht müsste der steuerlich zulässige Verlustausgleich berücksichtigt werden. 

Nach Ansicht des Bundessozialgerichtes war die Einschätzung der Krankenkasse nicht zu beanstanden. Ein Verlustausgleich ist im Beitragsrecht der Krankenversicherung nicht vorgesehen. Bei pflichtversicherten Arbeitnehmern sei beispielsweise das Bruttoarbeitsentgelt als beitragspflichtige Einnahme zu Grunde zu legen. Um eine Ungleichbehandlung zwischen Pflichtversicherten und freiwillig Versicherten zu vermeiden, könne für freiwillig Versicherte nichts anderes gelten. Der Verlustausgleich sei auch dann unzulässig, wenn er nur für solche Einkünfte geltend gemacht werde, die bei Pflichtversicherten nicht zu den beitragspflichtigen Einnahmen gehören. Sonst käme es hier zu einer Ungleichbehandlung. 

Quelle: BSG-Urteil vom 11. August 2006, B 12 KR 8/06 R










































































































